
BAHNHOF SCHÖNEWEIDE 
Informationen zum
Umbau des Verkehrs-
knotenpunktes und
zum Bahnhofsumfeld

Seite 2

BEZIRKSHAUSHALT
2018/2019
Viele positive Verände-
rungen für die Menschen
in Treptow-Köpenick

Seite 7

GESAGT. GETAN.
Ein Jahr Rot-Rot-Grün

Seite 3

STRANDBAD MÜGGELSEE 
Sanierungskonzept
liegt nun vor

Seite 8

IN DIESER AUSGABE

Für fragwürdige Abgeord-
netenbüros kassieren die
beiden AfD-Mitglieder des
Abgeordnetenhauses aus
Treptow-Köpenick, Martin
Trefzer und Frank Scholty-
sek, monatlich eine Pau-
schale von jeweils 1.000
Euro Steuermittel.

Recherchen der Berliner
Morgenpost haben eine er-
hebliche Intransparenz beim
Betrieb von Abgeordneten-
büros insbesondere bei der
AfD, aber auch bei CDU und
FDP, offengelegt. Die Mit-
glieder des Abgeordneten-
hauses haben die Möglich-

keit, Büros außerhalb des
Parlaments zu eröffnen, um
näher an den Bürgern zu
sein. Dies gelingt offensicht-
lich nicht in allen Fällen.
Den Recherchen zufolge be-
steht sogar der Eindruck,
dass einige Abgeordnete nur
billige und abgelegene Büro-
flächen suchen und dafür
jeweils eine monatliche Pau-
schale von 1.000 Euro vom
Abgeordnetenhaus erhalten.
Die Büros sollen aber dazu
dienen, dass Mitarbeiter von
Abgeordneten und die Ab-
geordneten selbst Präsenz
in ihren Bezirken zeigen,

Bei der Gebietsentwick-
lung des ehemaligen Güter-
bahnhofs Köpenick sollen
neben Flächen für Schule
und Kita auch Kleingarten-
Parzellen neu ausgewiesen
werden. Das hat die SPD-
Fraktion in der BVV Trep-
tow-Köpenick beantragt.

In den letzten Jahren war
leider nur der Verlust von
Parzellen, vor allem in Trep-
tow, zu beklagen. Das neue
Entwicklungsgebiet bietet
erstmalig die Chance, neue
Flächen für die kleingärtne-
rische Nutzung vorzusehen.
Neben der Schaffung von

dringend benötigten Wohn-
raum sollen auch die Grün-
flächen entsprechend ver-
schiedenen Nutzungen zu-
geführt werden. „Der Klein-
garten ist eine grüne Oase,
die sich ihrem Wohnumfeld
öffnet, biologische Vielfalt
vorlebt und eine lange Tradi-
tion in unserem Bezirk hat.
Die Senatsverwaltung täte
gut daran, hier entsprechend
auch eine kleingärtnerische
Nutzung mit zu planen“, so
Ellen Haußdörfer, die für
die SPD-Fraktion im bezirk-
lichen Kleingartenbeirat An-
sprechpartnerin ist.

Sprechstunden oder sogar
kleine Veranstaltungen an-
bieten können. 

In den Fokus sind nun ins-
besondere Abgeordnete der
AfD geraten, die beispiels-
weise ohne Hinweise am Ein-
gang Büros in einem Plat-
tenbaukomplex unterhalten.
Die Hausverwaltung konnte
zwar bestätigen, dass die
Büros existieren, jedoch
kann sie niemand finden,
weil nirgendwo Namen an-
gegeben wurden. Andere
AfD-Abgeordnete geben
ihre Büro-Orte gar nicht erst
bekannt. 

Die fehlende Kennzeich-
nung von Abgeordneten-
büros verstößt gegen die
Richtlinien des Abgeordne-
tenhauses und wurde bereits
von Staatsrechtlern kritisiert.
In Treptow-Köpenick wur-
den bei beiden AfD-Abge-
ordneten Fragwürdigkeiten
durch die Berliner Morgen-
post aufgedeckt. Martin Tref-
zer und Frank Scholtysek
hätten Büros in Johannisthal.
Dort fand der Reporter je-
doch zugezogene Jalousien
und nur die Nachnamen der
Abgeordneten.

– weiter auf Seite 2 –

Neue Kleingärten
SPD will mehr „grüne Oasen“ im Bezirk

AfD zockt ab
Versteckte Abgeordneten-Büros für monatliche 1.000-Euro-Pauschale
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Traditionsreiche Ausflugsgaststätte und Kulturstandort: Neu-Helgoland ist nach dem Brand wieder eröffnet. Foto: Oliver Igel

Es ist eine gewaltige Summe,
die Berlin in den nächsten
zehn Jahren in die Schulbil-
dung stecken will: ganz
genau 5 Milliarden Euro
sollen allein in Baumaß-
nahmen der allgemeinbil-
denden Schulen fließen.
5.000.000.000 Euro.

Zeit wird es. Gut vorberei-
tet ist es. Am Anfang stand
eine politische Entscheidung
des Senats, jetzt wirklich
Geld in die Hand zu neh-
men. Dann kam eine Analyse.
In einem „Gebäudescan“
wurde jedes Schulgebäude
untersucht – immerhin ha-
ben wir in Treptow-Köpe-
nick 47 Schulstandorte mit
meist mehreren Gebäuden.

Der Bezirk fängt aber
nicht erst jetzt damit an,
Schulen zu sanieren. Das
wurde im Ergebnis dieses

Gebäudescans deutlich. Es
wurde im Berlin-Vergleich
sogar der stadtweit nied-
rigste Wert im Sanierungs-
bedarf ermittelt. Schon in
den vergangenen Jahren wur-
de viel Geld in die Schulen
des Bezirks gesteckt. Es war
und ist gut angelegtes Geld.
Trotzdem: Etwa 300 Millio-
nen Euro wollen und müs-
sen wir in die Treptow-
Köpenicker Schulen inner-
halb des nächsten Jahrzehnts
investieren.

Ich bin optimistisch, dass
es mit gutem Willen, guter
Zusammenarbeit, engagier-
ter Planung und fleißiger
Firmen und Fachkräfte ge-
lingen wird. Die Planungen
für zahlreiche größere Bau-
maßnahmen werden 2018
beginnen. Im Haushaltsplan
2018 und 2019 sind schon

beeindruckende Summen
hinterlegt. Allein für die bau-
liche Unterhaltung unserer
Schulgebäude wurden die
Finanzmittel mehr als ver-
doppelt. Jeweils mehr als 10
Millionen Euro stehen so-
wohl für 2018 als auch 2019
zur Verfügung. Der Senat
legt noch einmal etwas mehr
als diese Summe in seinem
Schulanlagensanierungspro-
gramm drauf – macht zu-
sammen schon mehr als 20
Millionen Euro, am Jahres-
ende 2019 also 40 Millionen
Euro. Hinzu kommen Inves-
titionsmittel und Sonder-
programme des Landes und
des Bezirkes. So viel Geld
haben die Schulen schon
lange nicht mehr gesehen.

Mit den Ergebnissen des
Gebäudescans wissen wir
auch, in welchen Schulen

und Gebäuden als erstes an-
gefangen werden sollte, weil
der Sanierungsbedarf größer
ist als an anderen Schulge-
bäuden. Wir müssen aber
nicht nur bestehende Ge-
bäude in den Blick nehmen.
Es muss auch gänzlich neu
gebaut werden. Viele neue
Wohngebiete sind entstan-
den, viele Menschen zuge-
zogen. Wir brauchen neue
Schulen. So werden neue
Schulstandorte in Adlershof
sowie am Güterbahnhofs-
gelände Köpenick geplant.
Weitere kommen hinzu.

Damit das alles schnell
und effizient umgesetzt wird,
haben sich Bezirksbürger-
meister, Bezirksstadträte und
Amtsleiter zusammengesetzt
und einen Zehn-Punkte-Plan
zur Umsetzung der Schul-
bauoffensive vereinbart. In

einer gemeinsamen Ge-
schäftsstelle der Bezirke und
in Regionalverbünden wer-
den bezirksübergreifende
Themen gebündelt. Personal
soll gemeinsam gewonnen,
Firmen über größere Aus-
schreibungen erreicht wer-
den. Man müsste sogar noch
einen Schritt weitergehen:
bei dieser gewaltigen Auf-
gabe würden sich schon ber-
linweit agierende landes-
eigene Baufirmen lohnen.
Denn eines ist im Moment
klar: Architekten und Bau-
unternehmen ist gerade
nicht langweilig. Aber end-
lich gehen wir bei der Schul-
sanierung voran. Nicht nur
die Schüler, sondern auch
Lehrer, andere Beschäftigte
und Eltern werden dankbar
für jeden Schritt sein.

Oliver Igel

In den Schulen bauen
Umfassende Sanierung aller Gebäude geplant

Liebe Leserinnen
und Leser!
Ein Jahr rot-rot-grüne
Regierung zeigt: Wir ste-
hen für ein lebenswertes,
soziales und modernes
Berlin. Der Wegweiser
unserer Politik sind die
Menschen in dieser Stadt.

Eins ist klar: Wir haben
noch viel zu tun. Der
Sanierungsstau bei den
Schulen und den Ver-
waltungen in Berlin ist
enorm. Deswegen haben
wir das größte Schulneu-
bau- und Sanierungspro-
gramm seit dem Fall der
Berliner Mauer gestartet.
Gleichzeitig stärken wir
die Verwaltungen, denn
sie sind das Rückgrat
unserer Stadt.

Und wir stehen für ein
sicheres Berlin für jeden
Einzelnen. Sicherheit be-
deutet, dass wir mehr
Polizei an kriminalitäts-
belastete Orte bringen,
aber auch die Sicherheit,
dass man sich seine
Wohnung leisten kann.
Wir sorgen dafür, dass es
ausreichend bezahlbaren
Wohnraum in der Stadt
gibt.

Unsere Politik soll das
Leben der Berlinerin-
nen und Berliner leichter
machen. Das ist unser
Antrieb.

Ihr
Michael Müller
Regierender Bürgermeister



KIEZFRÜHSTÜCK
SCHÖNEWEIDE
09. Dezember 2017
um 11.00 Uhr
in der AnsprechBar,
Siemensstr. 15,
12459 Berlin

SPRECHSTUNDEN DER
SPD-POLITIKER

Lars Düsterhöft 
Mitglied des Abgeord-
netenhauses für Ober-, 
Niederschöneweide
und Johannisthal
4., 11. und 18. Dez. 2017
14.30 bis 17.30 Uhr
in der AnsprechBar, 
Siemensstr. 15,
12459 Berlin

Tom Schreiber
Mitglied des Abgeord-
netenhauses für
Altstadt/Kietz, Allende-
Viertel, Wendenschloss,
Müggelheim
5. Dezember 2017
9.00 bis 10.30 Uhr
im Abgeordnetenbüro,
Wendenschloßstr. 137
12557 Berlin
19. Dezember 2017
9.30 bis 10.30 Uhr
in der Begegnungsstätte
Allende II, Alfred-
Randt-Straße 42

Rainer Hölmer
Bezirksstadtrat
20. Dezmber 2017
15.00 bis 17.00 Uhr
im Rathaus Köpenick,
Zimmer 165
Bitte vorher
telefonisch anmelden
unter 030-90297 2202
 
Oliver Igel
Bezirksbürgermeister
4. Dezember 2017
10.00 bis 11.30 Uhr
im Rathaus Köpenick
Zimmer 173
18. Dezember 2017
15.00 bis 17.00 Uhr
im Bürgerhaus Altglie-
nicke, Ortolfstraße 184, 
12524 Berlin

FOTOAUSSTELLUNG
„Bis zum Fluss, bis zum 
Meer“ - Das ewige Lied 
von der Sehnsucht von 
Beate Laudzim bis zum 
Frühsommer 2018 zu 
sehen im Galerieraum 
des SPD-Kreisbüros, 
Hinterhaus, Grünauer 
Straße 8 in 12557 Berlin.
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Von der Landespolizeischule 
zur Polizeiakademie
Änderungen werden von Inhalten, nicht von Namen bestimmt

Die Situation um die Aus-
bildung an der Polizei-
akademie Berlin und die 
bundesweite Debatte darum 
sind schwer zu ertragen.

Zwei Gruppen treff en in 
der Diskussion aufeinander: 
Eine, die Vorwürfe massiv 
ablehnt oder abschwächt 
und eine andere, die davon 
ausgeht, dass es in Wahrheit 
viel schlimmer ist und bis-
her unterdrückt wird. Kern-
problem ist, dass sich viele 
vorstellen können, dass die 
Vorwürfe stimmen und wir 
erstmals einen tiefen Ein-
blick in die Psyche der Ber-
liner Polizei und ihrer Füh-
rungsebene erhalten.

Nur wenige hätten für 
möglich gehalten, dass aus-
gerechnet eine WhatsApp-
Nachricht die Debatte 
lostritt und damit alte Wun-
den aufb rechen würden. In 
der Polizei muss es wie ein 
Dammbruch erscheinen, 
dass Missstände ans Licht 
kommen, auf die Polizei-
beamte bereits seit Jahren 
hingewiesen haben und die 

nun keinen anderen Ausweg 
sahen, als diese öff entlich zu 
machen.

Die Polizeistrukturreform 
in Berlin läuft  seit 2014. Ab-
geordnetenhaus und Innen-
ausschuss haben sich gar 
nicht oder nur selten mit 
dem Th ema befasst.  Aus 
meiner Sicht tragen des-
halb zahlreiche Ebenen die 
Schuld für eine misslungene 
Reform, welche keine Kritik 
erträgt und deren Folgen 
wir nun erleben werden. Die 
Polizeiabschnitte und die 
Hundertschaft en werden 
darunter zu leiden haben, 
weil sich die Reform letzt-
lich zu Lasten der Krimina-
litätsbekämpfung auswirken 
wird. Die Berliner Polizei ist 
kein Unternehmen, in dem 
Strukturen nach Gutdünken 
in der Hoff nung auf bessere 
Ergebnisse verändert wer-
den können. Am 1.12.2016 
trat die Reform in Kraft  und 
sollte sich ab März 2017 an 
der Polizeiakademie entfal-
ten. Letztlich startete sie im 
September – ohne ihrem 

Spreekurier
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Anspruch auch nur annä-
hernd gerecht zu werden. 
1.200 statt bisher 500 Aus-
zubildende – knapp eine 
Verdreifachung. Mehr Per-
sonal gab es an der Akade-
mie dafür nicht. 

Dass die politische und 
polizeiliche Führung in 
einer Sondersitzung des 
Innenausschusses des Ab-
geordnetenhauses Anfang 
November den Eindruck 
erwecken wollte, dass alte 
oder ehemalige Polizeibe-
amte lediglich ein Problem 
mit Reformen hätten und 
sich deshalb sträuben, zeugt 
nicht unbedingt von Sach-
kenntnis. Es ist ein gravie-
rendes Problem, dass seit 
Monaten Gerüchte um in-
terne Auseinandersetzun-
gen an der Polizeiakademie 
die Runde machen. Weni-
ge werden öff entlich, noch 
weniger werden widerlegt. 
Klar bleibt: Da stimmt etwas 
nicht. Wer diesen Ansatz ne-
giert, will sich nicht mit der 
Realität auseinandersetzen.

Tom Schreiber (MdA)

Wie geht es weiter am Bahnhof Schöneweide?
Informationen zum Umbau des Verkehrsknotenpunktes und zum Bahnhofsumfeld 

Nach zwei gut besuchten 
Bürgerversammlungen ging 
der Runde Tisch zum Bahn-
hof Schöneweide Mitte
Oktober in die 2. Runde. 
Mit Vertreterinnen und Ver- 
tretern aller verantwort-
lichen Institutionen wurde 
über das Bahnhofsumfeld 
und über die geplanten 
Bauarbeiten gesprochen.

Zum zeitlichen Ablauf wird 
die Deutsche Bahn detaillier-
te Informationen zur Verfü-
gung stellen, auch im Bahn-
hof und auf den Bahnsteigen 
wird es großfl ächige Informa-
tionen geben.

Bevor der Haupteingang 
geschlossen und die alte 
Bahnhofshalle abgerissen 
und neu gebaut werden 
kann, konzentrieren sich die 
Arbeiten derzeit auf die Brü-
cken und die Fertigstellung 
der Treppen am Sterndamm. 

Über diesen werden ab kom-
menden Herbst die Bahnstei-
ge erreichbar sein. Der Weg 
zu den Gleisen wird während 
der Bauarbeiten nicht barrie-
refrei sein, da auch der Zu-
gang von Johannisthaler Sei-
te geschlossen wird. Aufzüge 
und Rolltreppen lassen sich 
am Sterndamm leider nicht 

bauen. Hier sucht die Bahn 
nach Lösungen, die Einrich-
tung eines Busshuttles zu 
den barrierefreien Bahnhö-
fen Baumschulenweg und 
Betriebsbahnhof Schönewei-
de steht im Mittelpunkt der 
Überlegungen. Hierzu werde 
ich weitere Gespräche füh-
ren und über Ergebnisse und 

AfD zockt ab
– Fortsetzung von Seite 1 – 

Hinzu kommt ein Hinweis 
auf den Bezirksverband der 
AfD. Solche Räumlichkei-
ten müssen jedoch getrennt 
werden von Abgeordneten-
büros. Der Reporter wurde 
an der Tür abgewehrt und 
erhielt keine Auskunft . Die 
Abgeordnetenbüros durft e 
er nicht sehen.

Der SPD-Kreisvorsitzen-
de von Treptow-Köpenick,
Oliver Igel kritisiert dieses 
Gebaren: „Die AfD geriert 
sich als angebliche Küm-
merer und Saubermänner 
der Politik, aber schon bei 
den eigenen Büros sieht 

man, dass wohl der eigene 
Geldbeutel näher liegt als 
das Wohl der Bürger. Die 
Abgeordneten sollten kom-
plett die bisher erhaltenen 
Pauschalen zurückzahlen 
und gefälligst transparente 
Büros eröff nen. Aber dann 
müssten sie sich für ihre Po-
litik oder auch für Nichtstun 
rechtfertigen.“

Die Büros der drei 
SPD-Abgeordneten Tom 
Schreiber, Lars Düsterhöft  
und Robert Schaddach da-
gegen sind eindeutig auf-
fi ndbar und off en für Ge-
spräche mit Bürgerinnen 
und Bürger. Nur aus Spen-
den wird sogar seit 2011 

bereits die „Ansprechbar“ 
in der Oberschöneweider 
Siemensstraße 15 fi nanziert, 
in der neben Bürgersprech-
stunden Kiezfrühstücke, So-
zial- und Rechtsberatungen 
und Nachhilfen für Schüler 
stattfi nden.

Büros der SPD-Abgeordne-
ten in Treptow-Köpenick:

Tom Schreiber,
Wendenschloßstraße 137

Lars Düsterhöft ,
Rathaus Johannisthal, 

Sterndamm 102

Robert Schaddach,
Grünauer Straße 8

(Köllnische Vorstadt)

Planungen informieren. Ziel 
ist, dass der Bahnhof Schö-
neweide möglichst lange bar-
rierefrei zugänglich bleibt.

Sobald die Treppen am 
hinteren Ausgang errichtet 
sind, wird es dort eine provi-
sorische Tramhaltestelle ge-
ben. Der derzeit befahrbare 
Sterndamm wird zur Errich-
tung der Haltestelle im April 
2018 noch einmal für etwa 
zwei Wochen gesperrt. Been-
det haben will die Bahn ihre 
Arbeiten Ende 2021. Damit 
ist aber die Umgestaltung 
längst nicht abgeschlossen. 
In einem 2. Schritt wird die 
BVG die Straßenbahnwen-
deschleife umbauen und den 
neuen Straßenbahntunnel – 
dieser wird von der Bahn pa-
rallel zum Bahnhofsumbau 
errichtet – in Betrieb neh-
men. Erst danach kann der 
Bezirk den Bahnhofsvorplatz 

TERMINE

Der Bhf. Schöneweide von der Michael-Brückner-Straße aus 
gesehen.                         Foto: Lars Düsterhöft

Weihnachten
für Bedürft ige

Für viele Menschen ist 
Weihnachten eine glück-
liche Zeit, bei weitem aber 
nicht für alle. Wer in Ar-
mut lebt, dem wird nichts 
geschenkt, der hat nichts 
zu verschenken.

In der Weihnachtszeit 
muss uns bewusst werden, 
dass wir in einer Wohl-
standsgesellschaft  leben, 
die von Überfl uss geprägt 
ist – und in der trotzdem 
Armut herrscht. Ich bin 
froh darüber, dass sich 
Menschen nicht nur, aber 
gerade in der Weihnachts-
zeit, auch für die anderen 
interessieren. Es gibt viele 
ehrenamtliche Helferin-
nen und Helfer, die Kin-
dern, Jugendlichen und 
Erwachsenen in der Weih-
nachtszeit helfen wollen. 
So hat die freie evangeli-
sche Kirchengemeinde in 
Adlershof erneut an der 
Aktion „Weihnachten im 
Schuhkarton“ mitgemacht. 
Ich habe in diesem Jahr 
sehr gerne die Schirm-
herrschaft  übernommen. 
Bürgerinnen und Bürger 
waren aufgefordert, Ge-
schenke für Kinder und 
Jugendliche zu spenden: 
Malsachen, Spielzeug, Sü-
ßigkeiten, aber auch Zahn-
bürsten, Zahnpasta und 
Kleidung. Die gespende-
ten Geschenke wurden in 
einer großen „Packparty“ 
eingepackt, mit Weih-
nachtskarten versehen und 
für den Versand vor allem 
nach Rumänien und Polen 
vorbereitet. Dort können 
nun dank vieler Spender 

und Helfer Kinderaugen 
leuchten.

Doch nicht nur dort, 
sondern auch bei Kindern 
und Jugendlichen – vor 
allem aus Jugendhilfe-
einrichtungen in unserem 
Bezirk – wird es glückliche 
Gesichter zu Weihnachten 
geben, dank des Vereins 
„Schenk doch mal ein Lä-
cheln“. Bereits zum dritten 
Mal werden die aufgestell-
ten Weihnachtsbäume in 
den Rathäusern Treptow 
und Köpenick sowie im 
Bürgerhaus Altglienicke 
zu „Wunschweihnachts-
bäumen“. Bedürft ige Kin-
der und Jugendliche aus 
Berliner Einrichtungen 
können ihren persön-
lichen Weihnachtswunsch 
äußern und auf einem 
Weihnachtsstern oder ei-
ner Wunschkarte notieren,
mit denen die Wunsch-
weihnachtsbäume ge-
schmückt werden. Bürge-
rinnen und Bürger können 
einen oder mehrere Wün-
sche als Paten erfüllen und 
geben die Geschenke dann 
einfach im Rathaus ab. Es 
sind mitunter die kleinen 
Dinge und Wünsche, mit 
denen diese Kinder und 
Jugendlichen glücklich ge-
macht werden können.

Und schließlich lade 
ich zum zweiten Mal zu-
sammen mit Köpenicker 
Markthändlern zu einer 
Weihnachtsfeier für Be-
dürft ige ein. Im Köpeni-
cker Ratssaal wird es ein 
musikalisch begleitetes 
Weihnachtsessen für die-
jenigen geben, die sonst 
keine Weihnachtsfeier ge-
nießen können.

Auch wenn es vielen von 
uns im Land gut geht, ha-
ben wir immer noch Ar-
mut vor der Haustür – und 
Menschen in Armut müs-
sen wir helfen – das ganze 
Jahr. Weihnachten kann 
ein Anfang sein.

Ihr

KLARTEXT

neu gestalten. Bis 2024 wird 
uns die Baustelle bestimmt 
erhalten bleiben.

Auch Sauberkeit und Ob-
dachlosigkeit kamen beim 
Runden Tisch zur Sprache. 
Hier wurde verabredet, ein 
Konzept zu erarbeiten, wie 
mit Obdachlosen, Woh-
nungslosen und trinkenden 
„Stammgästen“ umgegangen 
wird. Keine Lösung ist, diese 
Menschen einfach woanders 
„hinzuschieben“. Es ist aber 
auch klar, dass der jetzige 
Zustand auf dem Bahnhofs-
vorplatz nicht dauerhaft  be-
stehen kann.

Zur Sauberkeit: Der Bahn-
hofsvorplatz hat derzeit bei der 
BSR die höchste Reinigungs-
stufe mit 10 wöchentlichen 
Reinigungen. Es wird geprüft , 
wo zusätzliche Mülleimer auf-
gestellt werden können. 

Lars Düsterhöft , MdA
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Mit Investitionen in
eine gute Zukunft

Nach harten Konsolidie-
rungsphasen können wir
jetzt mit Mut und Zuversicht
in die Zukunft gehen. Berlin
steht vor einem Jahrzehnt
der Investitionen. Allein in
den nächsten beiden Jahren
sollen rund 4,5 Mrd. Euro
für ein modernes Berlin in-
vestiert werden. Im Sonder-
vermögen „Wachsende Stadt
und Nachhaltigkeit“ (SI-
WANA) sind 1,16 Mrd. Euro
im Topf. Finanziert werden
damit unter anderem Sanie-
rungsmaßnahmen am Kli-
nikum Neukölln und am
Benjamin Franklin, denn
nur in gut ausgestatteten Kli-
niken können wir die Men-
schen in Berlin bestmöglich
versorgen. 

Wir möchten den Alltag
der Berlinerinnen und Ber-
liner verbessern: Mit neuen
Zügen für die U5, und 50 Mio.

Euro für die Verbesserung
der Fahrradinfrastruktur
stehen wir für ein Verkehrs-
konzept, das allen zu Gute
kommt – und das bei sin-
kendem Schuldenstand.

Eine funktionierende
Verwaltung für die
wachsende Stadt

Berlin wächst und mit der
Stadt wächst die Verwaltung.
Die Berlinerinnen und Ber-
liner sind aber auf eine
schnelle und effiziente Ver-
waltung angewiesen. Wir
setzen dem jahrelangen Stel-
lenabbau in den Bezirks-
ämtern ein Ende. Im Dop-
pelhaushalt 2018/2019 sind
4.900 zusätzliche Stellen vor-
gesehen. Die deutlich bes-
sere Personalausstattung
bedeutet weniger Wartezei-
ten für die Bürgerinnen und
Bürger. Denn unsere Stadt
kann sich Stillstand nicht
leisten.  

Gesagt. Getan. – Ein Jahr Rot-Rot-Grün
Eine Bilanz der fünf SPD-geführten Ressorts

Rot-Rot-Grün bringt die Stadt voran. Wir stehen
für eine solidarische, offene und sichere Stadt.
Eine Stadt, auf die sich die Berlinerinnen und
Berliner verlassen können. Mit dem Jahrzehnt
der Investitionen sorgen wir dafür, dass wir
auch in Zukunft gut aufgestellt sind. Gute Schu-
len, eine sichere Stadt, eine funktionierende
Verwaltung, bessere Pflege und eine nachhal-
tige Investition in Forschung und Lehre zeigen,
dass die SPD geführten Ressorts sich an ihr
Versprechen, Politik für die Berlinerinnen und
Berliner zu machen, halten. Mit uns an der
Spitze werden wir die Herausforderungen der
Zukunft meistern. Mit Mut, Respekt und Ver-
antwortung. Für ein Berlin für alle. 

Eine sichere Stadt
für alle

Die Berlinerinnen und
Berliner müssen sich in der
Stadt sicher fühlen. Unsere
Freiheit ist ohne persönliche
und öffentliche Sicherheit
nicht denkbar. Der Berliner
Senat hat deshalb ein Prä-
ventions- und Sicherheitspa-
ket beschlossen, um die
Berliner Sicherheitsarchitek-
tur zu überprüfen und wo
nötig zu verbessern. 4,7 Mio.
Euro stehen etwa für Prä-
vention und Deradikalisie-
rung zur Verfügung. Wir
möchten so früh wie mög-
lich Angebote schaffen, um
Menschen abzuholen, bevor
sie sich radikalisieren. Wir
sehen hin und helfen. 

Polizeipräsenz
sichern

Die Berliner Polizei wird
weiterhin insbesondere an
Kriminalitätsschwerpunkten
und Brennpunkten in der
Stadt eine erhöhte Präsenz
zeigen und mit Barrieren für
eine besondere Sicherung
sorgen. Auch das Konzept
der „Alexwache“ setzt auf
eine dauerhafte Polizeiprä-

senz: Hier werden noch vor
Weihnachten Beamtinnen
und Beamte des Landes und
der Bundespolizei zusam-
men mit dem Ordnungsamt
Mitte rund um die Uhr für
mehr Sicherheit auf dem
Alex sorgen. Auch mit der
BVG gibt es eine enge Ko-
operation: Die gemeinsamen
Streifen sorgen für mehr
Sicherheit im Öffentlichen
Personennahverkehr.  

Ausstattung der
Sicherheitsbehörden

stärken

Um die zu schützen, die
uns schützen, sorgen wir für
eine bessere Ausstattung von
Polizei und Feuerwehr. Das
umfasst z.B. die Anschaffung
und Verbesserung von
Schutzwesten, die Ausstat-
tung mit Fahrzeugen, die
Modernisierung von Ret-
tungsfahrzeugen, die Schutz-
ausstattung der Feuerwehr,
eine moderne Bewaffnung
der Polizei, die Einrichtung
mobiler Wachen sowie die
Verbesserung des Digital-
funks. Dafür werden in die-
sem Jahr aus dem Haushalt
40,5 Mio. Euro zusätzlich
bereitgestellt.

Größte Budget-
steigerungen,

mehr Lehrkräfte und
bessere Bezahlung

In den nächsten fünf Jah-
ren erhalten die Berliner
Hochschulen durch die
Hochschulverträge jedes
Jahr 3,5 % mehr Geld. Mit
dem Rekordplus von insge-
samt 650 Mio. Euro werden
bessere Rahmenbedingun-
gen in Lehre und Forschung
gesichert. Um den Lehrer-
mangel längerfristig in den
Griff zu bekommen, soll die
Zahl der Lehramtsabsolven-
ten von derzeit 1.000 bis
zum Jahr 2022 auf 2.000 pro
Jahr gesteigert werden. Gut
70 Mio. Euro werden in den
Ausbau der Ausbildungska-
pazitäten investiert. Lehrbe-
auftragte an Hochschulen
werden besser bezahlt und
der Anteil unbefristeter Stel-
len im wissenschaftlichen
Mittelbau wird weiter er-
höht. 

Innovative Forschung
und Lehre für

bessere medizinische
Versorgung

Der Charité-Vertrag 2018-
2022 stärkt die Rahmen-
bedingungen für innovative
Forschung und Lehre in der
größten deutschen Universi-
tätsklinik und sichert damit
die bestmögliche medizini-
sche Versorgung für die

Berlinerinnen und Berliner.
Mit jährlichen Budgetsteige-
rungen von 3,5 % erhält die
Charité in den kommenden
fünf Jahren zusätzlich 114
Mio. Euro. Wie an den
Hochschulen steigt der An-
teil unbefristeter Verträge
beim wissenschaftlichen
Personal im akademischen
Mittelbau. Um dem dringen-
den Bedarf an Pflegefach-
kräften zu entsprechen, rich-
tet die Charité hierfür einen
neuen Studiengang ein und
erhält im Rahmen des Ver-
trags insgesamt 7,9 Mio. Euro. 

Forschung
für die Zukunft

Neue wissenschaftliche
Impulse werden gezielt
durch Förderung neuer und
Ausbau bestehender For-
schungskompetenzen ge-
schaffen. Dazu zählt die
Digitalisierung, mit dem
Einstein Center für Digitale
Zukunft sowie dem Deut-
schen Internet Institut, die
Migrations- und Integrati-
onsforschung, die islamische
Theologie, die Konflikt-,
Friedens- und Terrorismus-
forschung oder etwa die Er-
forschung von Alternativen
zu Tierversuchen.

Zudem stärken die Hoch-
schulverträge ganz bewusst
die Forschungskooperation
zwischen den Hochschulen
und die Nutzung von Syner-
gien.

Mehr Personal für
funktionierende

Gesundheitsämter

Wir stärken den öffentli-
chen Gesundheitsdienst
(ÖGD). In den nächsten Jah-
ren werden über 400 neue
Stellen geschaffen und die
Gesundheitsämter damit
personell um 25 % aufge-
stockt. Damit sichern wir die
gesundheitliche Versorgung
der Berlinerinnen und
Berliner. 

Kostenfreies WLAN
in Berliner

Krankenhäusern

Der Zugang zu WLAN ge-
hört heute zur Grundversor-
gung wie Strom oder Wasser.
Mit unserem Programm für
kostenloses WLAN investie-

ren wir in einer ersten Stufe
knapp 5 Millionen Euro.  

Bessere Beratung,
bessere Pflege 

Mit der Eröffnung des
36. Pflegestützpunktes in
Berlin haben wir die Pflege-
beratung in der Stadt ausge-
baut. Die Pflegestützpunkte
beraten kompetent und kos-
tenlos Pflegebedürftige und
betroffene Angehörige über
Pflegeangebote, Umbau-
maßnahmen in Wohnungen
oder Selbsthilfegruppen.

Gleichzeitig wollen wir die
Pflegebedürftigen besser in
den stationären Pflege-
einrichtungen betreuen.
Mehr Personal und bessere
Arbeitsbedingungen der
Pflegekräfte helfen den
Pflegebedürftigen.

Bessere Schulen
für bessere Bildung

Die Schulbauoffensive hat
begonnen: Rund 830 Millio-
nen Euro hat die Koalition
in diesem Jahr für Schulbau
und Schulsanierung zur Ver-
fügung gestellt. Das sind
über 180 Mio. Euro mehr als
2016 und damit so viel wie
noch nie (35 % mehr als
2016). Allein in den Herbst-
ferien wurde an 250 Berliner
Schulen gebaut und saniert.
Unsere Lehrerinnen und
Lehrer sowie die Schülerin-
nen und Schüler brauchen
Schulen, die Lust auf Lehren
und Lernen machen. Gute
Lehr- und Lernorte bilden
die Basis für eine erfolgrei-
che Bildungskarriere.

Bessere Bezahlung
der Grundschul-

lehrkräfte

Motivierte Lehrkräfte un-
terstützen und fördern un-
sere Kinder. Unser Respekt
gegenüber den Lehrerinnen
und Lehrern in Berlin zeigt
sich auch in der Bezahlung
der Grundschullehrkräfte.
Denn gerade die Grund-
schule ist für den weiteren
Bildungsweg entscheidend.
Berlin ist Vorreiter bei der
besseren Bezahlung der
Grundschullehrerinnen und
Grundschullehrer. Als erstes
Bundesland sorgen wir
dafür, dass sie die gleiche Be-
zahlung bekommen, wie ihre
Kollegen an den Oberschu-
len.

Wissenschaft InneresBildung

Finanzen Pflege

Fotos: Adobe Stock · Marco Scisetti (Finanzen)  |  Adobe Stock · Ocskay Bence (Pflege)
Adobe Stock · Kzenon (Bildung)  |  Adobe Stock · chalabala (Inneres)



Noor al Ghosh rief eine Blut-
spende-Aktion nach dem
Terroranschlag auf dem Breit-
scheidplatz ins Leben.

Foto: farbenbekennen.de

Eine City-Toilette am Kudamm Ecke Schlüterstraße      Foto: Rosenbaum

B E R L I N Berliner Stadtblatt4

Sie gehören seit 1994 zum
Berliner Straßenbild: Die
172 City-Toiletten, die vor
allem auch durch ihre Wer-
beflächen auffallen. Schon
der vorige Senat von SPD
und CDU hatte beschlos-
sen, den Betrieb der öffent-
lichen Toiletten neu aus-
zuschreiben. Allerdings will
die CDU nichts mehr davon
wissen und alles beim Alten
belassen. Und zwar wider
besseres Wissen. 

Eine Legende sitzt noch
immer in vielen Köpfen: Die
vom kreativen mittelständi-
schen Berliner Unternehmer
Hans Wall, der sich fast
schon uneigennützig um die
„Stadtmöblierung“ küm-
mert und moderne WCs an
die Stelle versiffter „Bedürf-
nisanstalten“ gesetzt hat.
1994 machte der Diepgen-
Senat mit ihm einen Deal:
Wall installiert auf eigene
Rechnung die Toiletten und
darf sie nach Belieben als
Werbeflächen nutzen. Inzwi-
schen aber gehört Wall

mehrheitlich die Firma gar
nicht mehr, sondern einem
französischen Konzern. Und
der will nicht offenlegen, was
er aufwendet und einnimmt. 

Zu den wettbewerbsrecht-
lichen Bedenken kommt
hinzu, dass die City-Toilet-
ten in die Jahre gekommen
sind. Bei einer Stichprobe
war fast jede vierte Toilette
gerade nicht benutzbar.
Zudem haben die City-Toi-
letten eine extrem unter-
schiedliche Auslastung, was
nahelegt, noch einmal über
die richtigen Standorte
nachzudenken. 

Der SPD-Umweltexperte
Daniel Buchholz sagt: „Es
geht um eine Verbesserung
bei der Versorgung mit öf-
fentlichen Toiletten. Die un-
gleiche Verteilung in den
Bezirken bildet den Bedarf
nicht ab. Es muss einen
erheblichen Zuwachs mit
über 100 neuen Standorten
geben, folgt man dem Be-
darf, den Bezirke und Sozi-
alverbände benannt haben.“

Außerdem sei, so Buchholz,
eine Koppelung mit Werbe-
geschäften laut Kartellamt
nicht rechtens.

Noch bis Ende 2018 läuft
der Vertrag mit der Wall AG,
die selber kein Interesse
mehr an einem Weiterbe-
trieb hat, wenn das Werbege-
schäft wegfällt. Im Novem-
ber 2017 wurde der Vertrag
neu ausgeschrieben, wenn
Anfang 2018 die Vergabe er-
folgt, könnte es im Jahr 2019
sogar noch mehr öffentliche
Toiletten geben. Die Panik-
mache der CDU, wonach
sich die Bürgerinnen und
Bürger in der Übergangszeit
in Dixi-Klos zwängen müss-
ten, ist Unsinn. 

Es gibt auch die Option,
dass der Senat die Wall-Toi-
letten kauft. Bisher gehen je-
doch die Vorstellungen über
den Kaufpreis noch ausei-
nander. Und selbst wenn es
zwischen Abbau der alten
und der Errichtung neuer
Toiletten zu einer Verzöge-
rung kommen sollte, gibt es
bessere mobile Lösungen als
Dixi-Klos. 

Auf eines hat sich der
Senat bereits festgelegt: Die
Benutzung wird auch künf-
tig nur 50 Cent kosten und
für Behinderte gratis sein –
sie erhalten einen speziellen
Schlüssel. Den Senat kostet
der Betrieb einige Millionen
Euro im Jahr, aber die künf-
tigen Betreiber würden Ein-
nahmen abführen und die
Werbeflächen werden ge-
trennt vergeben – auch diese
Einnahmen wandern in die
Staatskasse.

Ulrich Rosenbaum

Und dieser neuen Heimat
fühlen sie sich verpflichtet.“

Acht Geflüchtete zeigen
auf den Plakaten ihr Gesicht
und erzählen zum einen
ihre Erfolgsgeschichte und
zum anderen, was für sie
typisch Deutsch ist. Ziel
dieser Kampagne ist es, da-
rauf aufmerksam zu ma-
chen, dass Geflüchtete nicht
nur „nicht integrierbar“
sind, sondern auch Verant-
wortung übernehmen und
der Gesellschaft durchaus
etwas zurückgeben können
und mitunter schon haben.
So wie etwa Mohammed
Noor al Ghosh, der Hilfs-
bereitschaft für typisch
Deutsch hält und nach dem
Anschlag am Breitscheid-
platz unter Geflüchteten
zum Blutspenden auf-
rief. 

Chebli ruft auch die Ber-
linerinnen und Berliner auf,
sich zu bekennen – und
zwar gegen Hass und Hetze.
Auf der neuen Website
www.farbenbekennen.de
kann sich jeder informieren,
ein Social-Media-Wett-
bewerb fordert die Haupt-
stadtbewohner auf, zu er-
zählen, was sie für typisch
deutsch halten. Entstehen
soll ein Mosaik aus vielen
Menschen, die sich helfen
und sich einander verpflich-
tet fühlen.

SB

In einer neuen Plakat-
kampagne des Berliner Se-
nats bekennen Geflüchtete
Farbe, die in Berlin eine
neue Heimat gefunden
haben und sich aktiv für
andere und das gemein-
same Zusammenleben en-
gagieren.

Initiatorin der Kampagne
ist die Berliner Staatssekre-
tärin für Bürgerschaftliches
Engagement Sawsan Chebli
(SPD). Sie erklärt: „Ich habe
in den letzten Monaten viele
engagierte Geflüchtete ge-
troffen, die alle eins gemein-
sam haben: Sie haben ihre
Heimat verlassen und eine
neue in Berlin gefunden.

Viel Lärm ums stille Örtchen Das ist
typisch Deutsch
Engagierte Geflüchtete berichten,

was für sie Deutschland ausmacht

Warum es richtig ist, dass der Senat den Betrieb

der öffentlichen Toiletten neu gestalten will

HÖHERE ZUSCHÜSSE
FÜR MIETKOSTEN
Ab 2018 werden die Miet-
zuschüsse für einkom-
mensschwache Haushalte
erhöht. Darauf hat sich
der rot-rot-grüne Senat
verständigt.  Konkret geht
es um die Mieten von
Betroffenen, die den ak-
tuellen Richtwert um
nicht mehr als 10 Pro-
zent übersteigen.“

Dazu die sozialpolitische
Sprecherin der SPD-Frak-
tion im Abgeordnetenhaus
Ülker Radziwill: „Durch
die Einbeziehung der in
der Single-Hauptstadt
Berlin besonders begehr-
ten kleinen Wohnungen
unter 40 Quadratmeter
sowie der mittleren Wohn-
lagen sind die Richtsätze
der AV Wohnen spürbar
angestiegen. Insbesondere
für 18.000 Familien und
16.000 Alleinerziehende
mit einem oder mehreren
Kindern bedeutet das,
dass sie ihre Miete nicht
mehr aus dem Kühl-
schrank bezahlen müssen.“

KURZ NOTIERT
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Die winterliche Zeltstadt auf dem Gendarmenmarkt lockt auch in diesem Jahr wieder viele
Besucherinnen und Besucher an                                                                                                                      Foto: Horb

Glühweinduft und Kunsthandwerk

lichen und regionalen Pro-
dukten sowie Design- und
Handwerksarbeiten. 

Rund um den Kollwitz-
platz öffnet an den ersten
drei Dezembersonntagen (12
bis 19 Uhr) ein vorweih-
nachtlicher Ökomarkt. Und

die Domäne Dahlem lädt an
den Adventswochenenden
(11 bis 19 Uhr, Eintritt 3
Euro) wieder zum Bummel
und zu Kutschfahrten in
ländlicher Umgebung ein. 

Der große Markt vor dem
kunstvoll angestrahlten

Schloss Charlottenburg ist
in diesem Jahr um einen
Kinder-Weihnachtsmarkt an
der Orangerie mit Eisenbahn
und Mini-Achterbahn er-
weitert (Mo-Do 14 bis 22
Uhr, Fr-So 12 bis 22 Uhr).
Malerei, Fotografie und
Textilarbeiten sind an den
Adventssonntagen auf dem
Markt am Mexikoplatz (11
bis 19 Uhr) zu finden.

Am Gendarmenmarkt ist
wieder eine kleine Zeltstadt
entstanden, in der es Glüh-
wein, weihnachtliche Delika-
tessen, Glasbläserkunst und
Keramik gibt, untermalt mit
weihnachtlichen Klängen auf
einer Bühne vor dem Konzert-
haus (bis 31. 12., 11 bis 22
Uhr, Eintritt 1 Euro). 

An skandinavische Weih-
nachtstraditionen knüpft der
Lucia-Markt im Hof der
Kulturbrauerei (bis 23. De-
zember, Mo-Fr 15 bis 22 Uhr,
Sa/So 13 bis 22 Uhr) mit
Handwerk, nostalgischem
Kettenkarussell und schwe-
dischen Köstlichkeiten an. 

Nordisch geht es auch auf
dem Gutshof Schloss Britz
zu (15.-17.12. und 22.-26.12,

Leuchtende Weihnachts-
sterne, der Duft von Glüh-
wein und edle Handwerks-
kunst: Weit über hundert
Berliner Weihnachtsmärkte
locken in diesen Tagen zum
Besuch. Alle haben sie ihren
eigenen Charakter: die ei-
nen glitzernd-rummelig,
die anderen traditionell
und heimelig. 

Weihnachtsmärkte haben
in Berlin eine lange Tradi-
tion. Zwei Mariengroschen
waren 1530 fällig, damit
Händler „Honigkuchen und
andere Syrupteiggebäcke“
rund um Petriplatz und Mol-
kenmarkt anbieten konnten.
Solch mittelalterliche Atmo-
sphäre lebt auch jetzt wieder
auf, zum Beispiel auf dem
Weihnachtsmarkt auf dem
RAW-Gelände in Berlin-
Friedrichshain (Mo-Do 15 bis
22 Uhr, Fr und Sa 12 bis 22
Uhr, So 12 bis 19 Uhr). Dort,
wo die Clubszene zu Hause
ist, zeigen im Dezember
Töpfer, Schmiede und Holz-
schnitzer beim Schein von
Fackeln und Feuerstellen ihre
Kunst. Dazu gibt es heißen
Honigwein und Akrobatik. 

Unweit der Hackeschen
Höfe bietet die Sophienstraße
in Mitte an den Advents-
wochenenden (Sa 12 bis 20
Uhr, So 11 bis 19 Uhr) eine
stimmungsvolle Kulisse für
den 22. Umwelt- und Weih-
nachtsmarkt – mit natür-

Das sind Berlins schönste Weihnachtsmärkte 

11-21 Uhr (Fr ab 14 Uhr),
24.12.  geschlossen, Eintritt 3
Euro). Im Schein des Feuers
werden hier Kerzen gedreht
und Hölzer gedrechselt. 

Für ungewöhnliche und
kreative Geschenkideen sor-
gen die Designer, die ihre
Produkte beim „Holy Shit
Shopping“ am 16./17.12. in der
Arena in Treptow (Eichen-
str. 4, ab 12 Uhr) anbieten. 

Nach dem bedrückenden
Attentat am Breitscheidplatz
im vergangenen Jahr sind die
Sicherheitsvorkehrungen in
diesem Jahr verstärkt wor-
den. Betonpoller schirmen
die Stände von den Straßen
ab. So werden auch die gro-
ßen kommerziellen Weih-
nachtsmärkte rund um die
Gedächtniskirche, in der
Spandauer Altstadt, am
Alexanderplatz, die Winter-
welt am Potsdamer Platz
oder der Markt vor dem
Roten Rathaus mit mittelal-
terlichen Marktgassen und
dem Riesenrad wieder gut
besucht sein.        Ulrich Horb

Alle Märkte im Überblick:
www.weihnachteninberlin.de 
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„Wenn als Erbe der bank-
rotten Staatsgewalt nicht
ein demokratisches, son-
dern ein diktatorisches
Regime auftritt, verschlim-
mert es die Situation, da es
den Bürgerkrieg zur not-
wendigen Folge hat. Die
Diktatur der unteren
Schichten ebnet den Weg
für die Diktatur der Säbel.“
Das formulierte der sozial-
demokratische Theoretiker
Karl Kautsky (1854 bis
1938) in seiner berühmten
Schrift „Die Diktatur des
Proletariats“, die er 1918
unter dem Eindruck der
russischen Oktoberrevolu-
tion herausgab.

Das Werk ist eine ebenso
kluge wie beherzte Abrech-
nung mit den „bolschewisti-
schen Genossen“ (Kautsky),
die Russland zu der Zeit mit
einem Bürgerkrieg überzo-
gen, der zwischen acht und
zehn Millionen Opfer for-
derte.

Ein Exemplar von Karl
Kautskys Abrechnung mit
der „Diktatur der Säbel“ ist
in einer der Glasvitrinen
ausgelegt, die zurzeit in einer
Jubiläums-Ausstellung zu
100 Jahren Oktoberrevolu-
tion im Deutschen Histori-
schen Museum zu sehen ist. 

Dort sind über 500 Expo-
nate von mehr als 80 inter-
nationalen Leihgebern aus-
gestellt, darunter Gemälde,
Plakate, Porzellan, Statuen,
Uniformen, Alltagsgegen-
stände und Fotografien. 

Eine Aufnahme zeigt den
späteren Berliner Regieren-
den Bürgermeister Ernst
Reuter als jungen Soldaten
im Ersten Weltkrieg. In rus-

Ernst Reuter als Sowjetkommissar
Ausstellung über den Einfluss der Russischen Oktoberrevolution 10 Wege aus der digitalen Unmündigkeit

Die Digitalisierung hat mit
Industrie 4.0 nicht nur die
Wirtschaft erobert, son-
dern auch den Politikbe-
trieb: Hackerangriff auf
den Bundestag, politische
Kompromittierung mit ge-
hackten und veröffentlich-
ten E-Mails, Beeinflussung
der öffentlichen Meinung
durch Fake News und So-
cial Bots, d.h. mit compu-
tergenerierte anonyme
Meinungsäußerungen im
Internet, usw. Vor Jahren
war dies noch als überzo-
gene Apokalypse einge-
schätzt worden. Nun ist es
zur Realität geworden. 

Aleksandra Sowa analy-
siert in ihrem Buch die
politische Dimension der
Digitalisierung und die da-
mit verbundenen Konse-
quenzen. Sie spannt einen
großen Bogen von Big Data
Mining, der Datensammel-
wut, bis zur Nutzung der
Digitalisierung durch poli-
tische Organisationen ein-
schließlich der Parteien.
Dabei erinnert sie u.a. an das
Experiment des virtuellen
Ortsvereins in der SPD. 

Sie spürt der Entfremdung
der Bürgerinnen und Bürger
von den Parteien nach, den
Trends zu vermeintlich de-
mokratisch anmutenden
Willensäußerungen via In-
ternet. Für die Demokratie
ist es durchaus überlebens-
wichtig, ob scheinbar neu-
trale Zahlenwerke tatsäch-
lich politische Aussagekraft
besitzen. Mit Blick auf die
USA wird die Computerisie-
rung mit Wahlautomaten in-
frage gestellt. Die Autorin,
die im Datenschutz eines

großen Technologiekon-
zerns tätig ist, skizziert sach-
kundig die aktuelle Pro-
blemlage. Sie kennzeichnet
die Schwachstellen der digi-
talen Entwicklung und bietet
denkbare Lösungsmöglich-
keiten. 

Sowa plädiert für mehr
Aufklärung, vor allem für
mehr Selbstverantwortung
der Nutzer der digitalen
Welt. Sie sieht die Notwen-
digkeit, konkrete Rahmen-
bedingungen und politische
Leitplanken für die Digitali-
sierung zu schaffen. Zuwei-
len liest sich das Buch wie
eine atemlose Parforcejagd
durch das Thema, das eine
große Bandbreite ausweist
und leider an vielen Stellen
wünschenswerten Tiefgang
vermissen lässt.

Gunter Lange

Aleksandra Sowa,
Digital Politics,

So verändert das Netz
die Demokratie,

Verlag J.H.W. Dietz 
Nachf., Bonn,

180 Seiten, 2017, 12,90 €,
ISBN 978-3-8012-0508-9

Netz und Demokratie

sischer Gefangenschaft
wurde Reuter zum über-
zeugten Kommunisten und
avancierte unter den Bol-
schewiki gar zum Volks-
kommissar. Zurück in
Deutschland rückte Ernst
Reuter mehr und mehr von
der KPD ab und fand 1922
wieder zur Sozialdemokratie
zurück.

Der Lebensweg des jungen
Reuter zeigt beispielhaft, wie
fasziniert große Teile auch
der deutschen Arbeiter-

klasse – zumal Intellektuelle
– von der Dynamik und
Wucht der Revolution in
Russland waren. Ihr Höhe-
punkt war die Machtüber-
nahme durch Wladimir
Iljitsch Lenin. Dieser gilt als
Staatsgründer der Sowjet-
union, die er 1922 auf dem
Blut der Bürgerkriegsopfer
formierte. 

Auch wenn sozialdemo-
kratische Theoretiker wie
Karl Kautsky immer wieder
an das marxistische „Gesetz“

Julius Ussy Engelhard, Bolschewismus bringt Krieg Arbeitslosig-
keit und Hungersnot, Plakat der Vereinigung zur Bekämpfung des
Bolschewismus, 1918                                            © Deutsches Historisches Museum

erinnerten, dass „Revolutio-
nen sich nicht machen las-
sen können, sondern dass sie
aus den Verhältnissen ent-
springen“, machten sich auch
in West- und Süd-Europa
(nicht nur) Kommunisten
daran, dem russischen Vor-
bild nachzueifern.

In Deutschland wurden
Arbeiter- und Soldatenräte
installiert, die bald scheiter-
ten – trotz reger Unterstüt-
zung durch die russische
Botschaft in Berlin für den
kommunistischen Sparta-
kusbund unter Leitung von
Rosa Luxemburg und Karl
Liebknecht. Dafür sind in-
teressante Belege in der Re-
volutionsausstellung zu stu-
dieren – aber auch groß-
artige, mitreißende Werke
jener Kulturepoche. 

Sie zeigen, dass die Russi-
sche Revolution von 1917
wahrscheinlich das erste
Ereignis der Menschheits-
geschichte war, in dem die
neue und wirkmächtige
Massensprache der Filme,
Fotografien und Plakate eine
buchstäblich revolutionäre
Rolle spielte.

Uli Schulte Döinghaus

„1917. Revolution.
Russland und Europa“

Öffnungszeiten:
täglich 10 bis 18 Uhr,

Eintritt bis 18 Jahre frei,
Tagesticket 8 Euro,
ermäßigt 4 Euro

Deutsches Historisches
Museum, Unter den Linden 2,

10117 Berlin
Telefon 030.20304-0
E-Mail: info@dhm.de

www.dhm.de/ausstellungen

Am Ende fehlten nur we-
nige Meter, bis die Tunnel-
gräber 1971 die Brunnen-
straße nach mehr als 100
Metern Tunnellänge und
mehr als neun Monaten
Grabungszeit den Ostteil
Berlins erreicht hätten. Nur
wenige Meter trennten die
Fluchthelfer von den Men-
schen, denen sie ein Leben
in Freiheit ermöglichen
wollten.

Doch anders als frühere
Tunnel konnten die West-
berliner Hasso Herschel und
Ulrich Pfeifer diesen nicht
fertigstellen. Die Stasi kam
ihnen kurz vor dem Ziel auf
die Schliche. Was beide nicht
wussten: Bereits im Mai
1970 hatte die Stasi entlang
der Bernauer Straße ein
Tunnelortungssystem instal-
liert mit Mikrofonen zur Ge-
räuschortung. Und so war es
nur eine Frage der Zeit, bis
die Stasi mithilfe von Ulltra-
schallgeräten herausbekam,
wo sie graben musste.

Im Februar 1971 wurde

die Stelle im Todesstreifen
vom VEB Spezialtiefbau auf-
gegraben und der Tunnel
größenteils mit Beton ver-
füllt. Von der anderen Seite
der Mauer konnten Hasso
Herschel und Ulrich Pfeifer
von einem Podest an der
Bernauer Straße nur hilflos
zuschauen. 

Doch da der Tunnel hori-
zontal in Richtung Brunnen-
straße verlief, wurde das
östliche Ende vom Beton der
Stasi verschont.

Genau dieses Ende ist es,
was der Verein Berliner Un-
terwelten nun durch einen
neu entstehenden Besucher-
tunnel kreuzen will.  Für den
Vorstandsvorsitzenden des
Berliner Unterwelten e.V.,
Dietmar Arnold, ist der Bau
des 30 Meter langen Besu-
chertunnels das „aktuell
wichtigste Vereinsprojekt“.
Erstmals werde damit ein
noch erhaltener Fluchttun-
nel für die Allgemeinheit
sichtbar gemacht.  Seinen
Ausgangspunkt wird der

Tunnel im Keller der frühe-
ren Oswald-Berliner-Braue-
rei an der Brunnenstraße
143 haben. Dort lagern be-
reits einige Dutzend der ins-
gesamt 360 Fertigbeton-

Damalige Fluchthelfer Ulrich Pfeifer (l.) und Hasso Herschel (r.)                                              Foto: Bauermeister

Segmente, die die Vereins-
Ehrenamtlichen mit fach-
männischer Hilfe in den
kommenden Monaten ver-
bauen werden. Gegraben
wird dabei so wie im Jahr

1971: manuell. High-Tech-
Geräte, die die unterirdi-
schen Arbeiten erleichtern
oder beschleunigen würden,
kommen nicht zum Einsatz.
Mit einem dreiviertel Jahr

Bauzeit rechnet Dietmar Ar-
nold ungefähr. Im Sommer
2018 soll der Tunnel fertig-
gestellt sein. Die Baukosten
belaufen sich auf rund
200.000 Euro. 

Die Bernauer Straße an
der Grenze zwischen den
Ortsteilen Gesundbrunnen
und Mitte war ein Brenn-
punkt für Tunnelfluchten
von Ost- nach West-Berlin.
Auf einer Streckenlänge von
nur 350 Metern wurden die
Grenzsperranlagen dort sie-
ben Mal untertunnelt.

C. Bauermeister  

Berliner Unterwelten e.V.
Brunnenstr. 105

13355 Berlin

Dezember bis Februar:
Do bis Mo 10 bis 16 Uhr,
Di und Mi 10 bis 14 Uhr

Geschlossen:
23. bis 26. Dezember 2017,

1. Januar 2018

Tickets über www.reservix.de
oder am Ort der Tour

www.berliner-unterwelten.de

Vom Beton der Stasi verschont
Verein »Berliner Unterwelten« baut Besuchertunnel an der Bernauer Straße
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MITMACHEN!

In die richtige Reihenfolge
gebracht ergeben die rot
umkreisten Buchstaben
die wunderbar poetische
Beschreibung eines astro-
nomischen Phänomens,
das schon Annette Humpe
und Adel Tawil zu einem
Song inspiriert hat.

Bitte schicken Sie dieses
Lösungswort auf einer
Postkarte bis 31.12.2017
per Post an das
Berliner Stadtblatt,
Müllerstr. 163, 13353 Berlin
oder per E-Mail an raetsel@
berliner-stadtblatt.de.

Unter allen richtigen
Einsensendungen verlosen
wir 5 Bücher zur
Berliner Geschichte.

DAS LÖSUNGSWORT
aus der letzten Ausgabe:
KANZLERAMT
Die Gewinner wurden
schriftlich benachrichtigt.

S E R V I C E  ·  R Ä T S E L Berliner Stadtblatt6

Die Entwicklung bei Ban-
ken und Sparkassen wird
für Kundinnen und Kun-
den unerfreulicher. Filialen
werden geschlossen, Ser-
viceleistungen reduziert
und Gebühren erhöht.

Alles kam ins Rutschen, als
die Postbank vor zwei Jahren
auf einmal fast neun Euro
Kontoführungsgebühren
pro Monat von allen ver-
langte, die nicht mehr als
3.000 Euro monatliches Ein-
kommen haben. Das Berli-
ner Stadtblatt hat sich für Sie
umgeschaut und auspro-
biert, welche Banken für wen
infrage kommen.

Die wichtigste Frage:
Brauche ich noch eine Bank
mit Schalter-Service? Die
klassischen Regionalbanken
in Berlin lassen sich das gut
bezahlen. Die Stiftung Wa-
rentest hat genauer hinge-
schaut. Bei der Berliner
Sparkasse bezahlt man je
nach Kontomodell von 44
bis zu 124 Euro im Jahr für
die Kontoführung. Bei der
Volksbank Berlin sind es
zwischen 70 und 200 Euro.
Dabei sind die Zeiten der
„Bank um die Ecke“ nicht
mehr das, was sie mal waren:
Beide Berliner Banken haben
reihenweise Filialen geschlos-
sen und nur noch Bankauto-
maten übriggelassen. 

Als regionale Bank zählt
zudem die Sparda-Bank
Berlin. Hier muss man je-
doch – ebenso wie bei der
Volksbank – einen Genos-
senschaftsanteil zeichnen
sowie 700 Euro Mindestein-
kommen haben.

Auch überregionale Insti-
tute wie Deutsche Bank oder
Unicredit Hypovereinsbank
sind und waren schon
immer teuer. Die Commerz-
bank, die eine Reihe von
Filialen in Berlin unterhält,
bietet dagegen ein kosten-
loses Konto ab 1.200 Euro
Monatseinkommen; die San-
tander Bank, die ebenfalls
mehrere Filialen betreibt,
sogar eine kostenlose Konto-
führung ohne Bedingungen. 

Die Krise der Banken ist
zum einen auf die Nullzins-
politik der Europäischen
Zentralbank und anderer-
seits auf die Digitalisierung
zurückzuführen. Immer
mehr Menschen führen ihre
Konten nur noch online.
Wem das reicht, für den sind

vor allem zwei Banken un-
schlagbar günstig: Die DKB
und die Ing-DiBa, die aus
der Fusion der gewerk-
schaftseigenen DiBa mit der
niederländischen Ing-Bank
entstanden ist. Bei beiden ist
nicht nur das Konto kosten-
los: Neben der Giro- ist auch
die Visa-Card gratis, mit der
man an allen Automaten –
egal welcher Bank – gebüh-
renfrei Bargeld abheben
kann. Die Ing-Diba hat für
größere Barbeträge auch in
Berlin ein paar Dutzend
„stumme Filialen“, also ei-
gene Automaten an Tank-
stellen und in Einkaufs-
zentren. Weitere günstige
Online-Banken sind Com-
direct und die Consumer
Bank von Santander sowie

die Norisbank und die Con-
sorsbank.

Ein Kriterium sind für
nicht wenige Bankkunden
die Überziehungszinsen.
Deren Spanne reicht derzeit
von 6,50 Prozent bei der
Comdirect bis zu stolzen
11,66 Prozent bei der
Sparda-Bank Berlin. 

Fazit:Wer keinen Schalter-
service braucht, ist mit Com-
direct, DKB und Ing-DiBa
gut bedient, wobei die Ing-
DiBa den besseren Bargeld-
Service bietet. Wer gele-
gentlich persönlichen Ser-
vice wünscht, ist bei der San-
tander Bank oder – bei
ausreichendem Einkommen
– der Commerzbank am
besten aufgehoben.

U.R.

WAAGERECHT

(Umlaute = 1 Buchstabe)

1     Niente, nada, 
       nichego
5     Spiel zu dritt
       mit Ansage
7     legendäres
       Scheuermittel
10   gründlich
11   Verbindung
       zwischen Knochen
12   sicher rollen
       bei Nässe und 
       Schnee
14   Schneebretter,
       altmodisch
15   Okay nach
       Testerfolg
18   freud- und lieblos
20   Ackertier
22   wann kommst du
       geschneit? (2)
25   ausgezeichnet
27   opernreif
       überschwänglich
28   wieder zu
       Kräften kommen
29   südpazifische
       Traumregion

SENKRECHT

(Umlaute = 1 Buchstabe)

2     stachliger 
       Winterschläfer
3     Umfang, oft mit
       Sorgenmaß
4     ungeliebtes Nutztier
5     wann kommst du
       geschneit? (1)
6     Nordafrikaner
7     Herausragendes 
       Fremdwort
8     im Lied trägt er 
       Blätter, in Wirklichkeit 
       nicht
9     gegossene
       Weissagung
13   Uhu, ganz in Weiß
16   haben Radfahrer
       immer
17   Präposition
19   selten
21   lat. Bries
23   Wellness gegen
       trockene Haut
24   dort stand
       Nante meist 
       herum
26   Vorläuferin des Euro

Bankkonto: Richtig sparen
Die Kontoführung ist so teuer wie nie – noch gibt es kostenlose Alternativen

Diese Sparkassen-Filiale am Steglitzer Damm wurde vor kurzem geschlossen.                    Foto: Rosenbaum
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Schneeflocke wird Pflicht
Ein gezacktes Dreieck mit
einer Schneeflocke: Wer
neue Winterreifen kauft,
sollte auf dieses Symbol
achten. Denn ab 1. Januar
2018 reicht die Bezeich-
nung „M+S“ nicht mehr
aus, das neue Alpine-Sym-
bol wird Pflicht. Vorhan-
dene Winterreifen müssen
jedoch nicht sofort ersetzt
werden.

Bei den Reifenprofilen
und Materialien wurde für
die Erlangung des Kennzei-
chens nicht viel geändert.

Man kann weiterhin mit den
M+S-Reifen im Winter fah-
ren. Ab dem 1. Januar gilt das
Alpine-Symbol nun eben für
alle Hersteller verpflichtend,
vor allem für die, die ihre
Reifen im Internet anbieten.

Besonders für Lkw und
Kleintransporter ist die neue
Regelung wichtig. Gerade
der zunehmende Schwer-
lastverkehr erfordert im
Winter bei überfrierender
Nässe oder Schneematsch
mehr Sicherheit auf der
Straße.                                  SB

Änderungen beim
Mutterschutzgesetz
Das neue Mutterschutzge-
setz ist zum Teil schon 2017
in Kraft getreten – einige
Änderungen gelten erst ab
Anfang 2018.

Die Schutzfrist von sechs
Wochen vor und acht Wo-
chen nach der Geburt des
Kindes gilt künftig auch für
Schülerinnen und Studen-
tinnen. Sie werden in dieser
Zeit von Pflichtveranstaltun-
gen befreit.

Um den Arbeitsschutz zu
verbessern, müssen Arbeit-
geber künftig für jeden Ar-
beitsplatz eine Gefährdungs-
beurteilung erstellen – unab-
hängig davon, wer dort ar-
beitet und ob eine Mitarbei-
terin schwanger ist. Es wird
jeweils überprüft, ob hier be-
sondere Schutzbedürfnisse
für schwangere oder stil-
lende Frauen bestehen.
Zusätzlich sollen vertiefte
Gefährdungsbeurteilungen
für den individuellen Ar-
beitsplatz der betreffenden
Mitarbeiterin vorgeschrie-

ben werden. Bislang gilt das
nur für Arbeitsplätze, an
denen mit möglicherweise
belastenden chemischen, bio-
logischen oder physikalischen
Stoffen gearbeitet wird. 

Das Gesetz sieht auch ein
allgemeines Beschäftigungs-
verbot für werdende Mütter
vor, die Arbeiten in einem
vorgegebenen Zeittempo er-
ledigen sollen. Derzeit ist
nur die Beschäftigung von
Schwangeren für Fließband-
und Akkordarbeit ausge-
schlossen und das Arbeiten
in einem langsameren Zeit-
takt erlaubt.

Neu ist auch, dass die Re-
gelungen zur Mehr- und
Nacharbeit branchenunab-
hängig gefasst werden und
Frauen mehr Mitsprache-
recht bei der Gestaltung der
Arbeitszeit bekommen.
Außerdem gilt zukünftig für
Frauen, die nach der zwölf-
ten Schwangerschaftswoche
eine Fehlgeburt haben, ein
Kündigungsschutz.            SB
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Bezirkshaushalt 2018/2019: Viele positive Veränderungen 
für die Menschen in Treptow-Köpenick beschlossen
Am 26. September 2017 
wurde der Bezirkshaushalt 
für die Jahre 2018/2019 
im Umfang von einer Mil-
liarde Euro mit Stimmen 
der Fraktionen von SPD, 
Linken und Grünen, gegen 
die Stimmen von CDU und 
AfD, beschlossen. 

Dazu erklärt der Vorsit-
zende der SPD-Fraktion 
Alexander Freier-Winter-
werb: „Dieser Haushalt hat 
sich im Verhältnis zu den 
vorangegangenen Haushal-
ten deutlich verbessert und 
schafft   Gestaltungsspiel-
räume, von denen die Men-
schen in unserem Bezirk 
Treptow-Köpenick profi tie-
ren werden.“ Die Konsoli-
dierung der letzten Jahre so-
wie die Veränderungen der 
Politik des Senats schlagen 
sich im Bezirksetat deut-

lich nieder. „Die neue Poli-
tik des rot-rot-grünen Se-
nats ermöglicht uns endlich 
Schwerpunktsetzungen, die 
den Menschen unmittelbar 
zu Gute kommen werden.“ 
so Freier-Winterwerb.

So stehen für das Haus-
haltsjahr mehr Mittel für 
den Schulbau und die Sa-
nierung der Sportstätten 
zur Verfügung. Das Schul- 
und Sportamt erhält eine 
zweistellige Anzahl neuer 
Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter, und auch die För-
derung des Breitensports 
wird deutlich verstärkt.

Die Haushaltsaufwüchse 
ermöglichen Investitionen 
in die bauliche Substanz un-
serer Kultur-, Jugend und 
Sozialeinrichtungen und das 
Bezirksamt wird Radwege-
planer und mehr Personal 

im Bau- und Grünfl ächen-
amt und im Hochbauamt 
einstellen können. Der Be-
zirkshaushalt ermöglicht, 
dass auch die Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter in der 
Jugendarbeit, in der Jugend-
sozialarbeit und bei freien 

Trägern im Sozialbereich 
endlich tarifl ich bezahlt 
werden können.

Darüber hinaus werden 
die Musikschule, die Volks-
hochschule, die bezirklichen 
Th eater und Museen sowie 
die dezentrale Kulturarbeit 

auf Initiative der Koopera-
tionspartner SPD und Linke 
gestärkt. Zudem ist es uns 
gelungen, mehr Geld für die 
bezirkliche Arbeit für De-
mokratie und Toleranz zur 
Verfügung zu stellen. 

Auch die Beschäft igten-
vertretung und die Tou-
rismusförderung erhalten
einen Aufwuchs. Vom Dop-
pelhaushalt werden somit 
Menschen aller Altersgrup-
pen profi tieren. Für die 
Kleinsten, indem mehr als
40 Millionen Euro zusätzlich 
für die Kindertagesbetreu-
ung bereitgestellt werden 
und für ältere Menschen 
dadurch, dass das Projekt 
‚Leben im Kiez‘ in die be-
zirkliche Förderung aufge-
nommen wird.

„Das ist ein Erfolg, über 
den wir uns sehr freuen, 

und wir danken allen Frak-
tionen, die daran mitgewirkt 
haben, für die gute Zusam-
menarbeit.“ so Alexander 
Freier-Winterwerb.

Zwei Fraktionen haben 
sich hingegen entschie-
den, den Doppelhaushalt 
2018/2019 mit den vorge-
nommenen Änderungen 
nicht zu akzeptieren. „CDU 
und AfD haben gegen den 
bezirklichen Haushalt 2018/ 
2019 gestimmt, obwohl sie
jeweils ein Mitglied im Be-
zirksamt stellen und somit 
Teil der Bezirksregierung 
sind – und obwohl auch 
die Fachbereiche dieser 
Stadträte deutlich vom
kommenden Bezirkshaus-
halt profi tieren werden“, er-
klärt der BVV-Fraktionsvor-
sitzende der SPD, Alexander 
Freier-Winterwerb.

Neubau an der Merian-Schule

für Proben und Veran-
staltungen von Theater-, 
Musik oder Literatur-
aufführungen zu nutzen. 
„Doch damit ist es nicht 
genug. Die Schulgebäude 
aller Schulen müssen in 
den nächsten zehn Jahren 
begonnen werden zu sa-
nieren. Das wird für alle 
Beteiligten anstrengend: 
für Schüler, Lehrer, El-
tern und den Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern 
im Bezirksamt und bei 

für die Bildung in un-
serem Bezirk“, sagte Be-
zirksbürgermeister Oliver 
Igel, der mit dem bezirkli-
chen Hochbauamt in sei-
ner Verantwortung auch 
für die Baumaßnahmen 
an Schulen zuständig ist. 
Die Bedingungen an der 
Merian-Schule können 
sich mit diesem Neubau 
deutlich verbessern. Das 
gilt für Prüfungen, Mit-
tagessen, aber auch für die 
Möglichkeit, den Raum 

Grundsteinlegung für den zweigeschossigen Mehrzweckbau an der 
Merian-Schule am Standort Hoernlestraße                             Foto: Oliver Igel

Foto: Frank Ulbricht / pixelio.de

Toiletten für alle
ren habe, dass wir 2019 zu-
nächst sogar mit weniger 
Toilettenstandorten als zu-
vor starten könnten, habe 
ich sofort beim Senat pro-
testiert und gefordert, dass 
die Standorte erhalten blei-
ben“, sagte Igel. Die öff ent-
lichen Toiletten in Parks, 
Grünanlagen, an Bahnhö-
fen und anderen touristisch 
bedeutsamen Standorten 
sind wichtig für Besucher 
der Stadt, Einheimische und 
insbesondere für die vielen 
Menschen mit Behinderun-
gen. „Barrierefreiheit muss 
gewährleistet werden und 
gehört heute wie Sauber-
keit zu den Anforderungen 
an öff entliche Toiletten. Die 
Benutzbarkeit öff entlicher 
Toiletten ist bedeutend für 
die Lebensqualität in Berlin“, 
sagte Bezirksbürgermeister 
Oliver Igel. Der Senat zeigte 
sich gesprächsbereit und be-
reitet derzeit die endgültigen 
Listen der öff entlichen Toi-
lettenstandorte ab 2019 vor. 
Treptow-Köpenick will da-
rin mindestens mit der An-
zahl der bisherigen Standor-
te enthalten sein.

Der Senat hat entschieden, 
den Betrieb öff entlicher 
Toiletten nicht mehr an die 
Vergabe von Werbefl ächen 
in der Stadt zu koppeln.

Es gab zwar an den City-
Toiletten der Firma Wall 
qualitativ nichts auszusetzen 
und für viele hätte es so auch 
weitergehen können. Die 
Entscheidung wurde anders 
getroff en und nun gilt es si-
cherzustellen, dass mit Ver-
tragswechsel zum 1. Januar 
2019 in der gesamten Stadt 
Berlin öff entliche Toiletten-
anlagen existieren. „Quali-
tativ und quantitativ ist der 
Maßstab die bisherige Leis-
tung der Firma Wall. Wir 
wollen, dass in der gleichen 
guten Qualität mindestens 
genauso viele Standorte von 
öff entlichen Toiletten in un-
serem Bezirk existieren, wie 
wir es gewohnt sind“, betont 
Bezirksbürgermeister Oliver 
Igel. „Es sollte perspektivisch 
sogar mehr Standorte ge-
ben“, fordert er.

Dies ist auch vom Senat
so vorgesehen, allerdings gibt
es Diff erenzen über den Zeit-
punkt. „Als ich davon erfah-

NEUES AUS DER BEZIRKSVERORDNETENVERSAMMLUNG (BVV) TREPTOW-KÖPENICK

In der Novembersitzung 
der BVV wurden wichtige 
Entscheidungen getroff en.

Zum einen hat sich 
die BVV auf Initiative
von SPD, Grünen, Linken, 
CDU und FDP hinter die 
Späth’sche Baumschule in 
Baumschulenweg gestellt. 
Die Berliner Stadtreini-
gung (BSR) hat der Baum-
schule eine enorm hohe 
Straßenreinigungsgebühr 
in Rechnung gestellt, die 
den Bestand der Baum-
schule bei Fälligkeit ge-
fährden würde. 

Da die Baumschule für 
den Ortsteil Baumschu-
lenweg namensgebend 
und identitätsstiftend 
ist, hat sich die BVV

hinter die Baumschule 
gestellt. Die BVV fordert, 
das Berliner Straßenrei-
nigungsgesetz insofern zu 
verändern, als dass Baum-
schulen von den Gebüh-

ren befreit werden, wie es 
in anderen Bundesländern 
üblich ist. Dieses soll mög-
lichst rückwirkend gesche-
hen. Die Unweltsenatorin
der Grünen soll sich für 
eine Regelung zu Gunsten 
der Baumschule einset-
zen. Auch die BSR muss
sich dringend bewegen. Die
Wahrscheinlichkeit, dass 
die BSR die Gebühren 
wird einnehmen können, 
tendiert gegen Null. Soll-
ten die Gebühren fällig 
werden, müsste die Baum-
schule Insolvenz anmelden.
Die BSR würde somit leer 
ausgehen. Sollte die BSR 
auf die Reinigungsgebüh-
ren verzichten, bliebe das 
Ergebnis gleich, jedoch 

könnte die Baumschule 
ihren Betrieb fortführen. 
Es bleibt also zu hoff en, 
dass die Vernunft  auf al-
len Seiten siegt und die 
Späth’sche Baumschule er-
halten bleibt.

Hohen Besuch bekam 
die BVV aus ihrer Part-
nerstadt Eskişehir/Tepe-
başı in der Türkei. Nach 
sieben Jahren konnte die 
Städtepartnerschaft  be-
siegelt werden. Gerade in 
politisch turbulenten Zei-
ten, in denen das Verhält-
nis zwischen der Türkei 
und Deutschland enorm 
in Mitleidenschaft  gezogen 
ist, ist es wichtig, dass die 
Zivilgesellschaft  die Lücke 
einnimmt, die durch die 

Politik hinterlassen wurde. 
Eine Partnerschaft  auf Au-
genhöhe, der Einsatz für 
Pluralität und Vielfalt sind 
die Pfeiler unserer Part-
nerschaft . Bildung, Jugend 
und Kultur soll die Men-
schen in beiden Städten 
zusammenbringen. Möge 
diese Städtepartnerschaft  
erfolgreich sein und einen 
positiven Geist auch in 
die höheren Politikebenen 
bringen.

Für die denkmalgeschütz-
ten ehemaligen Ausfl ugs-
gaststätten Riviera und Ge-
sellschaft shaus in Grünau 
gibt es nun endlich einen 
Investor, der es ernst meint. 
Hier sollen Seniorenapart-
ments und eine Tages-

pfl egeeinrichtung entste-
hen. Doch auch wenn der 
Investor eine denkmal-
gerechte Sanierung zuge-
sagt hat und den Saal von 
Riviera in Gänze erhalten 
will, soll das Ensemble 
um einen umfangreichen 
Neubau ergänzt werden. 
Darum hat die BVV be-
schlossen, dass der – nicht 
nur für den Ortsteil Grü-
nau – bedeutende Ge-
bäudekomplex weitgehend 
erhalten werden muss, 
sondern auch, dass die
Flächen der Gaststätte und 
der Saal öff entlich genutzt 
werden können und der 
öff entliche Zugang zur 
Dahme gewährleistet sein 
soll.

Die mit jetzt bereits mehr 
als 950 Schülerinnen und 
Schülern stark wach-
sende Merian-Schule im 
Köpenicker Norden er-
hält einen Neubau. Der 
Grundstein dafür wurde 
nun gelegt. Für 2,7 Milli-
onen Euro aus dem Etat 
des Bezirksamtes Trep-
tow-Köpenick wird bis 
2019 ein zweigeschossiger 
Mehrzweckbau errichtet, 
der künftig die Nutzung 
als Aula und als Mensa für 
die Mittagsversorgung er-
möglicht. Bisher wurden 
zusammengelegte Klas-
senräume zum Schrei-
ben von Prüfungen und 
zum Essen genutzt. Diese 
Räume können wieder als 
Unterrichtsräume herge-
richtet werden, wenn der 
Mehrzweckbau fertigge-
stellt ist. „Hier an der Me-
rian-Schule können wir 
praktisch sehen, was es 
bedeutet, dass Bezirk und 
Land einen neuen Schwer-
punkt auf Schulneubau 
und Sanierung von Schu-
len legen. Es wird wirklich 
investiert und gebaut –

den Baufirmen. Für die 
Attraktivität dieser Stadt 
und für gute Bildung un-
seres Nachwuchses ist 
das aber notwendig“, sag-
te Bezirksbürgermeister 
Oliver Igel.
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Umweltschutz und Ver-
trauensschutz – allem 
Anschein nach ein Ge-
gensatz hinsichtlich der 
Steganlagen auf den Ge-
wässern im Bezirk: Je-
denfalls, wenn man sich 
die bisherige Genehmi-
gungspraxis des Bezirks-
amtes ansieht.

Klar ist: Die Gewässer 
in unserem Bezirk sind 
kein Privateigentum. Es
gibt es kein Vorrecht ein-
zelner, sie zu nutzen. Die 
Genehmigung von Steg-
anlagen dient auch nicht 
der Veredlung von Was-
sergrundstücken.

Klar ist aber auch: Was-
sersport, Wassertouristik 
und die damit verbunde-
ne Naherholung gehören 
zu unserem Bezirk, wer-
den ganz überwiegend 
naturverträglich betrie-
ben und müssen auch 
weiterhin dauerhaft  mög-
lich sein. Darauf müssen 
sich Wassersportler und 
Naherholungssuchende 
verlassen können.

Das Bezirksamt erteilt 
Genehmigungen für 
Steganlagen jedoch bis-
lang nur befristet. Und 
das, obgleich nach § 62 
Absatz 2 Berliner Was-
sergesetz nur die Errich-
tung und wesentliche 
Veränderungen der Ge-
nehmigung bedürfen. 
Das gilt auch für Stegan-
lagen, die bereits am 31. 
Dezember 2003 bestan-
den, und deshalb unter 
den Bestandsschutz nach 
§ 31 Absatz 5 Berliner 
Naturschutzgesetz fallen.

Zu alldem benennt der 
zuständige Bezirksstadt-
rat Geschanowski (AfD) 
keine Alternativen für 
Treptow-Köpenick. Die 
SPD-Fraktion hinge-
gen schon. Dafür reicht 
ein Blick in das Gesetz, 
§ 62 Absatz 5 Berliner 
Wassergesetzes: So ist 
die Befristung zum ei-
nen eine „Kann“-Be-
stimmung, zum anderen 
sind aber Bedingungen 
oder Aufl agen möglich, 
durch die den Belangen
des Umwelt- und Natur-
schutzes besser Rech-
nung getragen werden 
kann. Denn während 
einer andauernden Be-
fristung den Belangen 
des Umwelt- und Na-
turschutzes vermutlich 
kaum Beachtung ge-
schenkt wird, ist die Ein-
haltung von Bedingun-
gen oder Aufl agen durch 
die Verwaltung nicht nur
bei Befristungsende zu
kontrollieren. Die SPD-
Fraktion tritt daher für 
die Beendigung der 
Befristungen ein. Zu-
dem sollen Steganlagen, 
die für die Bestands-
schutz gilt, in dem ge-
meinsam mit den Be-
troff enen zu erarbeiten-
den Entwurf des Bezirks-
amtes für ein Steganlagen-
konzept berücksichtigt 
und ausgewiesen werden.
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STEGANLAGEN AUF UNSEREN 
GEWÄSSERN: UMWELT- VS. 
VERTRAUENSSCHUTZ?

Integration im Dialog
Im Rahmen der Veranstal-
tungsreihe „Integration im 
Dialog“ des Integrations-
beauft ragten von Berlin 
fand am 18. Oktober 2017 
im Rathaus Köpenick die 
dritte Veranstaltung statt. 

Unter dem Schwerpunkt 
„soziale Integration“ traten 
über 100 Vertreter*innen 
aus Verwaltung, Politik und 
Stadtgesellschaft  im Aus-
tausch darüber, wie soziale 
Integration und Teilhabe 
von gefl üchteten Menschen 
gelingen kann, zusammen.

Bezirksbürgermeister Igel
eröff nete die Veranstaltung 
und dankte den zivilgesell-
schaft lichen Akteur*innen 
im Bezirk für ihr Engage-

ment. Im Anschluss wurden 
an sechs Th ementischen ak-
tuelle Herausforderungen 
besprochen und Wünsche 
an den Senat formuliert.

Es konnte festgestellt wer-
den, dass der Bezirk in vielen 
Bereichen bereits gute Ar-
beit leistet. So wurden durch 
den Berliner Integrationsbe-
auft ragten Germershausen 
die hier aufgebauten Struk-
turen besonders im Bereich 
der Arbeitsmarktintegration 
sowie des Wohnmarkts ge-
lobt. Trotzdem wurden der
Zugang zu Wohnraum, Aus-
bildung und Arbeit als ent-
scheidende Faktoren für eine
gute Integration themati-
siert. 

Konkret wurde angeregt, 
Potentiale zur Erweiterung 
der Wohnraumkontingente
zu überprüfen sowie ein Mo-
nitoring und eine Erfolgs-
auswertung von Bildungs-
maßnahmen der JobCenter 
einzuleiten. Ferner wurden 
mehrere Sportstätten im 
Bezirk, eine stärkere Einbin-
dung der Kiezklubs sowie 
Stärkung von Ehrenamt bei 
gleichzeitiger Trennung von 
Verantwortungsbereichen 
des Staates und der Stadtge-
sellschaft  gefordert. Auf der 
Webseite des Berliner Integ-
rationsbeauft ragten können 
Berichte von den jeweiligen 
Veranstaltungen in Berlin 
nachgeschlagen werden.

Sanierungskonzept für das Strandbad Müggelsee
Das geplante Sanierungs-
konzept für das Strandbad 
Müggelsee liegt vor und 
wird Anfang 2018 der Öf-
fentlichkeit vorgestellt.

Experten waren damit 
beauft ragt worden, intensiv 
den baulichen Zustand der 
historischen Strandbadge-
bäude zu untersuchen und 
die Sanierungsmöglichkei-
ten detailliert zu planen. 
Dabei waren zahlreiche As-
pekte des Denkmalschutzes 
zu beachten. „Mir wurde 
nun ein Sanierungskonzept 
vorgelegt, das Grundlage für 
eine Bauplanungsunterlage 
ist“, sagte Bezirksbürger-
meister Oliver Igel.

Der Bund wird die Bau-
planungsunterlage prüfen,
da dieser Fördermittel an 
den Bezirk gibt, um das 

Strandbad sanieren zu kön-
nen. Das Sanierungskon-
zept legt detailliert dar, wie 
die einzelnen Räume des 
Empfangsgebäudes, des 
Funktionsgebäudes und das 
Außengelände saniert bzw. 

restauriert werden müssen, 
um sie für künft ige Nutzun-
gen wieder zu öff nen.

„Ich freue mich, dass es
gelungen ist, Vorschläge zu 
erarbeiten, wie möglichst viel 
Raum neben den Sanitär- 

und Umkleideräumen für 
Gastronomie und Geschäf-
te sowie Mehrzweckräume 
ohne vorgegebene Nut-
zungsbindung gewonnen 
werden können. Durch den 
Einbau von Heizungsan-
lagen kann das Strandbad 
endlich ganzjährig genutzt 
werden“, sagte Bezirksbür-
germeister Oliver Igel. „Das 
Bezirksamt wird in einem 
Interessenbekundungsver-
fahren Interessenten für die 
Nutzung der Flächen im 
Strandbad die Möglichkeit 
geben, ihre Ideen und Vor-
schläge einzubringen. Schon 
jetzt ist klar, dass nach der 
Sanierung viel mehr los sein 
kann im Strandbad Müggel-
see als heute“, so Igel weiter.

Bisher konnte das Strand-
bad wegen einer fehlenden 

Heizung nur in den Som-
mermonaten von Kiosken 
und Imbissen genutzt wer-
den. Künft ig werden weitere 
Flächen sowie das ehemalige 
Saunagebäude für die Nut-
zung durch die Bevölkerung 
unabhängig von den Witte-
rungsverhältnissen geöff net. 

Bis es dazu kommt, ist 
jedch Geduld erforder-
lich. Nach der Prüfung der 
Planung müssen aufgrund 
des großen Investitionsvo-
lumens die Bauleistungen 
europaweit ausgeschrieben 
werden. Die Arbeiten selbst 
werden ebenfalls mehrere 
Jahre in Anspruch nehmen. 
Währenddessen soll der Ba-
debetrieb aber weitergehen. 
Ziel ist, die Bauzeit durch 
parallele Arbeiten soweit es 
geht zu verkürzen.

Mehr Straßengrün für den Bezirk
Sturmtief Xavier hinterließ 
– wie in ganz Berlin – auch 
in Treptow-Köpenick große
Schäden. Vor allem die 
Straßenbäume haben un-
ter dem Unwetter gelitten. 
Rund 56.000 Bäume wur-
den im gesamten Stadt-
gebiet beschädigt, 10.000 
davon im Straßenland, in 
Parks oder auf Friedhöfen.

Die Wiederherstellungs-
arbeiten sind kompliziert 
und dauern an. Die Schäden 
müssen zunächst begutach-
tet werden. Insbesondere 
in Parks und Forsten ist das 
eine langwierige Aufgabe. 
Auch Bäume, die äußerlich
in Ordnung sind, müssen 

Das ist eine guter Plan, der 
nach den Aufräumarbeiten 
hoff entlich schnell umgesetzt 
wird. Die Straßenbäume ha-
ben einen enormen Eff ekt auf 
die Lebensqualität in unserer 
Stadt. Nicht nur, dass Pfl an-
zen unsere Stadt verschönern. 
Sie haben konkreten Nut-
zen für unsere Gesundheit. 
Ein Baum produziert Sauer-
stoff  für durchschnittlich 10 
Menschen in unserer Stadt. 
An heißen Tagen spenden 
sie Schatten, was angesichts 
heißer werdender Sommer 
immer wichtiger wird, denn 
dadurch verhindern sie das 
Aufh eizen von Straßen und 
Gebäuden.
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Die SPD-Fraktion hat 
dazu in der letzten Sitzung 
der Bezirksverordnetenver-
sammlung einen Antrag 
eingebracht. Natürlich sind 
auch Forste, wie die Wuhl-
heide wichtige Orte zum 
Nachpfl anzen von beschä-
digten Bäumen, so Paul 
Bahlmann, stellvertretender 
Fraktionsvorsitzender. „Aber 
wir wünschen uns eine Prio-
risierung: Zunächst sollte im 
Stadtgebiet, an Schulen, in 
Parks oder belebten Plätzen 
nachgepfl anzt werden.“ So 
werde sichergestellt, dass der 
positive Nutzen des Straßen-
grüns wieder schnell bei den 
Menschen ankommt.

Foto: Paul Bahlmann

überprüft  werden. Die Si-
cherheit hat Vorrang. Klar ist 
aber, dass die Straßenbäume 
nachgepfl anzt werden müs-

sen. Der Senat hat bereits an-
gekündigt, ein Programm für 
20.000 neue Straßenbäume 
aufzulegen. 

Baumschulen und die Straßenreinigung
Ein banaler Streit wegen 
Straßenreinigungsgebüh-
ren? Die Späth’schen Baum-
schulen pachten über eine 
gemeinnützige Produkti-
onsgesellschaft  an die Neue 
Späthstraße angrenzende 
Flächen. Die Neue Späth-
straße wird kurioserweise 
als Anwohnerstraße klas-
sifi ziert, für die Straßen-
reinigungsgebühren fällig 
werden, obgleich es dort 
keine Anwohnerinnen und 

Anwohner gibt. Die alte 
Späthstraße dagegen wird 
als Verbindungsstraße 
klassifi ziert, für die keine 
Gebühren anfallen.

Wirtschaft ssenatorin Ra-
mona Pop (Grüne) setzt 
sich nach ihrem Bekunden 
dafür ein, Baumschulen, 
wie in den übrigen Bundes-
ländern wohl üblich, von 
der Reinigungsgebühr zu 
befreien. Und auf Initiative 
der SPD-Fraktion  Trep-

tow-Köpenick hat die BVV 
beschlossen dem Bezirk-
samt zu empfehlen, sich da-
für einzusetzen. 

Eine Gesetzesänderung 
kostet jedoch Zeit. Deshalb 
sieht der Beschluss auch vor, 
sich dafür einzusetzen, dass 
die durch Regina Günther 
(parteilos / für die Grünen) 
geleitete zuständige Senats-
verwaltung für Umwelt, 
Verkehr und Klimaschutz 
auch das Straßenreinigungs-

verzeichnis zugunsten der 
Späth’schen Baumschule
dahingehend ändert, dass 
die Neue Späthstraße als 
übergeordnete Straße klas-
sifi ziert wird, bei der An-
liegerinnen und Anlieger 
ohnehin nicht zur Entgelt-
pfl icht herangezogen wer-
den müssen.  Die Änderung 
des Straßenreinigungsver-
zeichnisses durch die Se-
natsverwaltung für Umwelt, 
Verkehr und Klimaschutz 

sollte kurzfristiger möglich 
sein als die Änderung des 
Berliner Straßenreinigungs-
gesetzes durch das Abgeord-
netenhaus von Berlin. 

Bereits einen Tag nach dem 
Beschluss der Bezirksver-
ordnetenversammlung hat 
Bezirksbürgermeister Oliver
Igel persönlich ein entspre-
chendes Schreiben an die 
Senatorinnen Ramona Pop 
und Regina Günther über-
geben.

 Neuer Mensabau
Die Bezirksverordneten-
versammlung Treptow-
Köpenick (BVV) hat bei 
ihrer letzten Sitzung 
eine Neue Mensa für die
„Schule an der Wuhlheide“ 
gefordert.

Die Zahl der Schülerinnen 
und Schüler wächst in den 
kommenden Jahren enorm. 
Im Einschulungsbereich der
„Schule an der Wuhlheide“ 
verdoppelt sich die Anzahl 
der Schulanfängerinnen und
Schulanfänger alleine von
2017/2018 (91) zu 2018/ 
2019 (172) beinahe.

Bereits jetzt beschweren 
sich Eltern darüber, dass 
die für die Schulspeisung 
genutzte alte Turnhalle viel

zu klein ist. Gleichzeitig 
könnten so die schwelenden
Nutzungskonfl ikte mit dem
Kiezklub, die bezirkliche
Seniorenfreizestätte, ausge-
geräumt werden. Die alte 
Turnhalle würde dann ohne 
Einschränkungen für Ver-
anstaltungen der Schule, 
des Kiezklubs und anderer
Träger des zivilgesellschaft -
lichen Lebens im Ortsteil 
zur Verfügung stehen.

Die BVV fordert das Be-
zirksamt deshalb auf, eine 
Vorstudie durchzuführen 
um zu prüfen, ob und wie 
der Bau einer barrierefrei-
en Mensa für die „Schule an
der Wuhlheide“ möglich 
wird.


